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1. Petition 15/2384 betr. Kunst im Kreisverkehr

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt die Wiederaufstellung des Kunst-
werks „Würzbacher-Hirsch“, eine lebensgroße Hirsch -
skulptur aus Metall, auf der Mittelinsel des Kreisver-
kehrsplatzes im Knotenpunkt der Landesstraße 346 mit
der Kreisstraße 4325 bei Oberreichenbach-Würzbach.

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Sachverhalt

Im Jahr 2006 wurde die zuvor sehr unfallträchtige
Kreuzung L 346/K 4325 zu einem Kreisverkehrsplatz
mit vier Zufahrtsästen umgebaut. Der Kreisverkehr
liegt außerhalb geschlossener Ortschaften auf der frei-
en Strecke und wird durch Verkehrszeichen angekün-
digt. Eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 70 km/h
ist aus bzw. in Richtung Calw-Altburg angeordnet.
Die Mittelinsel ist relativ flach gestaltet. Während des
Baus regte der Petent an, ein mit Sponsorengeldern 
finanziertes Kunstwerk auf die Mittelinsel aufzustel-
len. Der Landkreis plante zu diesem Zeitpunkt ledig-
lich die Bepflanzung der Mittelinsel. Die Aufstellung
des Kunstwerkes wurde zugelassen, da die von der
Straßenbauabteilung des Landratsamtes Calw durch-
geführte Prüfung, ob das Kunstwerk mit der Ver-
kehrssicherheit vereinbar sei, positiv ausfiel. Die Ge-
fahr des Auffahrens auf das relativ kleine Kunstwerk
sei nicht groß, da wegen der Abweisung durch die
Fahrbahnteiler die Mitte nicht getroffen werde könne.
Die Genehmigung wurde nicht schriftlich erteilt. Eine
schriftliche Vereinbarung bestand nicht.

Das Kunstwerk wurde in den Bepflanzungsplan auf-
genommen und visualisiert. Im Rahmen der Bepflan-
zung wurde vom Petenten der Hirsch auf einem Sand-
steinfindling montiert und aufgestellt.

Mit Erlass des Ministeriums für Verkehr und In -
frastruktur Baden-Württemberg (MVI) vom 15. No-
vember 2011 (Az.: 62-3911.8/48-51) wurden für be-
stehende Kreisverkehre außerorts mit einem hohen
bzw. mittleren Risiko Sicherheitsaudits gefordert und
die Regelung mitgeteilt, dass bei der Neuanlage von
Kreisverkehrsplätzen auf der freien Strecke auf der
Mittelinsel grundsätzlich keine starren Hindernisse
eingebaut werden dürfen.

Das Landratsamt Calw wurde vom Regierungsprä -
sidium Karlsruhe am 24. Januar 2012 aufgefordert, an
bestehenden Kreisverkehrsplätzen an Landes- und
Bundesstraßen mit hohem und mittlerem Risiko, 
Sicherheitsaudits nach den Empfehlungen für das 
Sicherheitsaudit an Straßen (ESAS 2002) durchzu-
führen. Das Sicherheitsaudit sollte durch Vertreter der
unteren Straßenbaubehörden und des Regierungspräsi-
diums durchgeführt werden. Das Audit bzw. die Ver-
kehrsschau vom 27. Juni 2012 hat bestätigt, dass die
Mittelinsel des Kreisverkehrs nicht verkehrssicher ist. 

Auf Anregung des Ministers für Verkehr und Infra-
struktur, der bei einer Kreisbereisung im August 2012
auch den Kreisverkehrsplatz an der L 346/K 4325 be-

suchte, fand am 13. August 2012 durch den Leiter der
Mobilen Verkehrssicherheitskommission Baden-Würt -
temberg eine nochmalige Beurteilung des Objektes im
Hinblick auf die Verkehrssicherheit statt. Im Ergebnis
wurde der Hirsch weiterhin als gefährlich eingestuft
und es wurde empfohlen, das Objekt an anderer, ge-
eigneterer Stelle aufzustellen. Diese Einschätzung
veranlasste das Landratsamt Calw zum umgehenden
Handeln. Am 23. Oktober 2012 wurde der Hirsch
samt Findling durch die Straßenmeisterei Calw ab -
gebaut und in der Straßenmeisterei eingelagert. Als
neuer Standort sollte der Hirsch beim nahegelegenen
Würzbacher Bauerntheater aufgestellt werden. 

Mit Erlass vom 5. Februar 2013 gab das MVI ergän-
zende Hinweise zur Gestaltung von Kreisverkehrs-
plätzen im Hinblick auf die Verkehrssicherheit. Klar-
gestellt wurde, dass aus Sicht der Verkehrssicherheit
eine hindernisfreie Kreismittelinsel grundsätzlich die
beste Lösung ist. Allerdings gebe es keine festen Re-
gelungen, wonach bestehende Hindernisse immer zu
entfernen seien. Bei der Wahl des Mittels zur Verbes-
serung der Verkehrssicherheit müsse der Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit gewahrt werden. Vor der
Entscheidung der unteren Verwaltungsbehörde sei 
eine Verkehrsschau durch die örtlich zuständige Ver-
kehrsschaukommission durchzuführen.

Aufgrund des in einer Pressemitteilung öffentlich ge-
machten ergänzenden Erlasses des MVI reichte der
Petent mit Schreiben vom 8. Februar 2013 eine Peti -
tion mit dem Ziel ein, den Würzbacher Hirsch wieder
auf der Mittelinsel des Kreisverkehrsplatzes im Kno-
tenpunkt der L 346 mit der K 4325 bei Oberreichen-
bach-Würzbach aufzustellen.

Daraufhin führte die Stadt Calw als zuständige untere
Verkehrsbehörde am 23. April 2013 eine erneute Ver-
kehrsschau unter Teilnahme des Petenten und eines
Vertreters des Regierungspräsidiums Karlsruhe durch.
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass auch nach Prü-
fung der im Erlass vom 5. Februar 2013 genannten
Handlungsalternativen ein erneutes Aufstellen des
Hirsches auf der Mittelinsel des Kreisverkehrsplatzes
nicht mit den Verkehrssicherungspflichten des Bau -
lastträgers zu vereinbaren ist.

2. Beurteilung des Falls, rechtliche Würdigung

Die Überwachung der Verkehrssicherheit der öffent -
lichen Straßen im Sinne des § 59 Straßengesetz für
Baden-Württemberg (StrG) obliegt den Straßenbau-
behörden. Das Kunstwerk wurde dauerhaft im öffent-
lichen Straßenraum, zu welchem auch die Mittelinsel
eines Kreisverkehrs gehört, aufgestellt. Es bestand
hierzu keine ausdrückliche Erlaubnis, lediglich eine
Art „Duldung“ der zuständigen Behörde. Eine Ver-
einbarung zur Aufstellung des Kunstwerkes im Sinne
einer sonstigen Nutzung nach § 21 Abs. 1 StrG bestand
nicht. Das Landratsamt Calw ist nach § 50 Abs. 3 Nr. 2
lit. a) StrG Straßenbaubehörde für die Kreisstraße 
K 4325 und gemäß § 51 Abs. 2 Nr. 1 StrG zuständig
für die betriebliche Unterhaltung der Landesstraße,
einschließlich ihrer Wartung und betriebstechnischen
Überwachung.
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Das Sicherheitsaudit vom 27. Juni 2012 und die Über-
prüfung durch den Leiter der Mobilen Verkehrssicher-
heitskommission Baden-Württemberg am 13. August
2012 haben ergeben, dass das aufgestellte Kunstwerk
als starres Hindernis nicht verkehrssicher ist. Im We-
sentlichen wurde festgestellt, dass der Hirsch auf-
grund seiner Beschaffenheit, Größe und Platzierung
geeignet ist, bei einem Aufprall erhebliche Gefähr-
dungen für Verkehrsteilnehmer zu verursachen. Zu-
sätzlich stellte der Findling, auf dem der Hirsch steht,
ein weiteres starres Hindernis dar. Ein anderes Mittel
als die Entfernung kam nach Einschätzung der zustän-
digen Entscheidungsträger vor Ort nicht zum tragen.
Weder das Aufstellen von Schutzplanken noch eine
deutliche Geschwindigkeitsbeschränkung auf der frei-
en Strecke wäre aus Sicht der Verkehrsschaukommis-
sion geeignet gewesen, um die Verkehrssicherheit des
Kreisverkehrs entscheidend zu erhöhen.

Dieser Bewertung stehen auch die ergänzenden Hin-
weise im Erlass des MVI vom 5. Februar 2013 nicht
entgegen. Diese nehmen Bezug auf die vom Bund
zwischenzeitlich eingeführten Richtlinien für die An-
lage von Landstraßen (RAL 2012) zur Gestaltung von
Mittelinseln bei neuen Kreisverkehrsplätzen. Danach
ist die Kreisinsel so zu gestalten, „dass sie im Regel-
betrieb nicht überfahren werden kann. Auf ihr dürfen
keine Hindernisse angeordnet werden, die bei einem
Aufprall durch ein Kraftfahrzeug zu schwerwiegen-
den Unfallfolgen führen können.“ Dies gilt für Kreis-
mittelinseln auf der freien Strecke grundsätzlich. For-
mal ist die RAL 2012 nur beim Neu , Um- oder Aus-
bau eines Kreisverkehrsplatzes anzuwenden. Bei ei-
nem neu errichteten Kreisverkehrsplatz auf der freien
Strecke dürfe kein die Verkehrssicherheit gefährden-
des Objekt aufgestellt werden. Konsequenterweise
darf auf der Mittelinsel eines Außerortskreisverkehrs,
der sich auf der freien Strecke befindet, auch kein Ob-
jekt wieder aufgestellt werden, das aus Gründen der
Verkehrssicherheit entfernt wurde, weil es keine an-
gemessenen und wirksamen anderen Absicherungs-
maßnahmen gab.

Die Verkehrsschau vom 23. April 2013 beschäftigte
sich vor dem Hintergrund der neuen konkretisierten
Erlasslage mit einem möglichen Wiederaufstellen des
Kunstwerkes und eingehend mit den Alternativen,
welche in Ziffer 4 des Erlasses genannt sind. Hierbei
wurde zum Beispiel die Anböschung eines „Kegels“
besprochen, auf welchem der Hirsch ohne den Find-
ling als Sockel montiert werden könnte. Diese Varian-
te wurde jedoch aufgrund möglicher negativer Folgen
für Verkehrsteilnehmer verworfen, da ein Kegel einen
Zusammenprall nicht verhindern könnte und bei nicht
weicher Ausgestaltung selbst als starres Hindernis 
mit den entsprechenden Folgen wirken würde. Das
Objekt mit einem Anprallschutz abzusichern wurde
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit (ca. 15.000 Eu-
ro Absicherungskosten) verworfen. Eine Geschwin-
digkeitsbegrenzung auf 50 km/h wurde verworfen, da
sie außerorts auf der freien Strecke von den Verkehrs-
teilnehmern aufgrund der örtlichen Gegebenheiten
und der Zufahrtssituation auf den Kreisverkehr nicht
akzeptiert werden würde.

Im Ergebnis wurde von der Verkehrsschaukommis -
sion festgestellt, dass einer Wiederaufstellung des
Kunstwerkes nicht zugestimmt werden konnte. Die
Entscheidung wurde dem Petenten mitgeteilt

Am 30. Oktober 2013 wurde von einer Kommission
des Petitionsausschusses ein Vororttermin durchge-
führt und hierbei konnte die Petition mit vielen Bür-
gerinnen und Bürgern sowie Behörden ausführlich 
beraten werden. Anschließend wurde die Petition am
20. November 2013 im Petitionsausschuss beraten.
Der Petitionsausschuss faßte dabei folgende 

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird der Regierung als Material
überwiesen. Im Übrigen kann der Petition
nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Beck

2. Petition 14/5225 betr. Rückbau der L 600

Auf die Mitteilung der Landesregierung vom 7. Juni
2013 (Drucksache 15/3595) zu dem Landtagsbe-
schluss vom 31. Januar 2013 zu der Petition 14/5225
(Drucksache 15/2884, Nr. 6) hat der Petitionsaus-
schuss erneut über die Eingabe beraten.

Die Vorsitzende gab eingangs der Beratung von fol-
gender Erklärung des Regierungspräsidiums, die in
Absprache mit dem Bundesverkehrsministerium er-
folgt sei, Kenntnis: „Sollte jedoch die Gemeinde ein
Alternativausgleichskonzept vorlegen, dem alle Trä-
ger öffentliche Belange zugestimmt haben und das
ebenso durchfinanziert ist, ist die Straßenbauabteilung
bereit, die Unterlagen als Antragsteller bei der Plan-
feststellungsbehörde einzureichen.“

Der Berichterstatter erläuterte, mit Beschluss vom 
31. Januar 2013 sei der Landtag der Empfehlung des
Petitionsausschusses gefolgt, eine Änderung des Plan-
feststellungsbeschlusses zum Bau der B 535 einzulei-
ten und auf den Rückbau der L 600 zu verzichten. Die
Beteiligten sollten die Änderung bis zum 1. Juni 2013
in Form eines öffentlich-rechtlichen Vertrags regeln.
Dieser umfasse den Verzicht auf den Rückbau und die
Umsetzung eines Alternativkonzeptes zum Eingriffs-
ausgleich, bestehend aus vier Einzelmaßnahmen. 

In einer Anhörung der am öffentlich-rechtlichen Ver-
trag zu beteiligenden Kommunen, Behörden und Ver-
bände am 17. September 2013 sei deutlich geworden,
dass der Beschluss des Landtags vom 31. Januar 2013
für die Umsetzung eines öffentlich-rechtlichen Ver-
trags ein zu enges Zeitkonzept vorgesehen habe.

Auch habe es Irritationen gegeben, wer letztendlich
den öffentlich-rechtlichen Vertrag erarbeiten solle.
Des Weiteren sei sowohl vom Regierungspräsidium
als auch vom BUND festgestellt worden, dass ein
landschaftspflegerischer Begleitplan erarbeitet wer-
den müsse, der für den öffentlich-rechtlichen Vertrag
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eine wesentliche Entscheidungsgrundlage darstelle.
Um diesen Vertrag zu erarbeiten, müsse nach Aus -
sage des Regierungspräsidiums mit einer Zeitspanne
von mindestens einem Jahr gerechnet werden.

Bei dieser gemeinsamen Erörterung habe der Bürger-
meister der Gemeinde Sandhausen für die Finanzie-
rung der zusätzlichen Maßnahmen einen 6-stelligen
Betrag seitens der Gemeinde in Aussicht gestellt.

Auch um den „Einigungsdruck“ auf alle Beteiligten
zu erhöhen und zu einer für den Petitionsausschuss fi-
nalen Entscheidung zu kommen, schlage er (der Be-
richterstatter) folgende Beschlussempfehlung vor:

1. Der Petitionsausschuss ersucht die Landesregie-
rung in Bezug auf die Petition 14/5225 eine Ände-
rung des Planfeststellungsbeschlusses zu dem Bau
der B 535 einzuleiten und dabei auf den Rückbau
der L 600 zu verzichten.

Dies sollte unter Federführung des Regierungsprä-
sidiums Karlsruhe in Form eines öffentlich-recht -
lichen Vertrags bis zum 1. November 2014 geregelt
werden.

Als Ausgleichsmaßnahmen sollen die im Januar
2010, in dem sogenannten „gemeinsamen Alterna-
tivkonzept“ erarbeiteten Punkte 1 bis 3 umgesetzt
werden. Anstelle des Punktes 4, Rückbau der
„Straße am Forst“, folgt der Ausschuss dem bereits
zwischen dem NABU-Vorsitzenden und der Ge-
meinde Sandhausen ausgehandelten Maßnahmen-
konzept „Am Brühlweg“.

Er stelle folgenden zweiten Punkt zur Diskussion:

2. Sollte dieser öffentlich-rechtliche Vertrag nicht zu-
stande kommen, ersucht der Petitionsausschuss die
Landesregierung zu veranlassen, in einem verein-
fachten Verfahren gemäß § 76 Abs. 3 LVwVfG den
Planfeststellungsbeschluss zu ändern.

Der Vertreter des Ministeriums für Verkehr und Infra-
struktur führte aus, der vorgetragenen Ziffer 2 müsste
er widersprechen, weil dort etwas rechtlich Unmög -
liches gefordert werde. Ziffer 2 verlange ein Tätig-
werden der Planfeststellungsbehörde. Die Planfest-
stellungsbehörde werde aber nur tätig, wenn ein An-
trag vorliege. Diesen Antrag müsste der Bund stellen,
der dies jedoch nicht tun werde, da ein rechtskräftiger
Planfeststellungsbeschluss vorhanden sei. Außerdem
bestehe noch eine Finanzierungsdeckungslücke von
ca. 250.000 Euro. 

Mit Ziffer 1, dem Versuch, nochmals eine gütliche 
Einigung zu erlangen, würde nichts Rechtswidriges
verlangt werden – dem werde nicht widersprochen.
Die Frage sei aber, ob dies überhaupt Aussicht auf Er-
folg habe, nachdem die Verbände erklärt haben, sie
würden nicht mitmachen. Das Ministerium sei aber
bereit, diesen Weg nochmals mitzugehen und würde
nicht widersprechen; aber es müsste dann in Ziffer 1
das von der Vorsitzenden eingangs Vorgetragene ein-
gebaut werden, dass dies nämlich überhaupt nur dann
Aussicht auf Erfolg habe und der Bund einen Antrag

stelle, wenn das durchfinanziert sei und alle Träger
öffentlicher Belange zustimmten. Auf dieser Basis ha-
be man dann eine Grundlage, die zu einer Vereinba-
rung führen könnte.

Ein Abgeordneter brachte zum Ausdruck, einer Auf-
forderung, dass eine Kommune ein Planfeststellungs-
verfahren zum Bau bzw. Rückbau einer Bundes- bzw.
Landesstraße in eigener Finanzhoheit durchführen
solle, werde man nicht zustimmen. In beiden Fällen
sei Straßenbaulastträger nicht die Gemeinde.

Der Berichterstatter bezog sich auf ein von der Ge-
meinde Sandhausen in Auftrag gegebenes Gutachten
und bat um Ausführungen der Regierungsvertreter da-
zu, ob die Naturschutzverbände im Verfahren Betei-
ligte im materiell-rechtlichen Sinne seien. 

Ein Vertreter des Regierungspräsidiums führte aus,
die L 600 sei zu einer Kreis- bzw. Gemeindestraße
abgestuft worden, sodass sich die finanzielle Verant-
wortung heute anders darstelle als zum Zeitpunkt des
Planfeststellungsbeschlusses. Der Bund habe als da-
maliger Vorhabenträger aus der Rückbauverpflich-
tung einen Betrag in Höhe von 528.000 Euro zur Ver-
fügung. Bei dem von der Gemeinde vorgeschlagenen
Konzept bestehe somit allein für die Herstellungsko-
sten eine Deckungslücke in Höhe von etwa 250.000
Euro. An diesen Kosten könne und dürfe sich der
Bund nicht beteiligen, weil dessen Budget durch den
Planfeststellungsbeschluss und den Rückbau klar be-
stimmt sei. Auch der von der Gemeinde nun zuge -
sicherte 6-stellige Betrag würde nicht ausreichen, um
die alternative Ausgleichsmaßnahme durchzuführen.
Dazu addierten sich dann noch die Kosten für die
Pflegemaßnahmen in Höhe von jährlich etwa 15.000
Euro, die ebenfalls nicht gedeckt seien. Der Vertreter
des Regierungspräsidiums machte in diesem Zusam-
menhang nochmals deutlich, dass der Bund keinen
Änderungsantrag stellen werde, sollte die Maßnahme
nicht durchfinanziert sein.

Ein weiterer Vertreter des Regierungspräsidiums
führte zur Frage der Beteiligung der Naturschutzver-
bände aus, dass diese Beteiligte, aber keine materiell
Betroffenen seien. Die Verbände müssten somit an-
gehört werden, deren Zustimmung sei jedoch verfah-
rensrechtlich gesehen nicht erforderlich. Fraglich sei
jedoch, ob die beabsichtigte Konsenslösung mittels
eines öffentlich-rechtlichen Vertrags überhaupt einen
Sinn mache, wenn die Naturschutzverbände mit den
vorgesehenen Maßnahmen nicht einverstanden seien.
Er wies in diesem Zusammenhang auf das Klagerecht
der Verbände hin.

Vor dem Hintergrund dieser Ausführungen verzichte-
te der Berichterstatter auf die Ziffer 2 seines Be-
schlussvorschlags.

Nach weiterer Diskussion über die Aufnahme des von
der Vorsitzenden eingangs Vorgetragenen in die Be-
schlussempfehlung verständigte sich der Ausschuss
auf folgenden Zusatz: 

„Der Petitionsausschuss geht dabei davon aus, dass die
dadurch entstehenden Mehrkosten der Finanzierung
von der Gemeinde Sandhausen getragen werden.“
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Der Ziffer 1 der vom Berichterstatter vorgetragenen
Beschlussempfehlung mit dem Zusatz stimmte der
Ausschuss bei 10 Enthaltungen zu.

Ein Abgeordneter erklärte zur Abstimmung, die Aus-
schussmitglieder seiner Fraktion hätten sich der Stim-
me enthalten, weil man bei einer getrennten Abstim-
mung dem Zusatz nicht zugestimmt hätte, denn mit
diesem Zusatz werde die Kommune mit Kosten in un-
bekannter Höhe belastet.

Beschlussempfehlung:

Der Petitionsausschuss ersucht die Landesre-
gierung in Bezug auf die Petition 14/5225 ei-
ne Änderung des Planfeststellungsbeschlus-
ses zu dem Bau der B 535 einzuleiten und da-
bei auf den Rückbau der L 600 zu verzichten.

Dies sollte unter Federführung des Regie-
rungspräsidiums Karlsruhe in Form eines öf-
fentlich-rechtlichen Vertrags bis zum 1. No-
vember 2014 geregelt werden. 

Als Ausgleichsmaßnahmen sollen die im Ja-
nuar 2010, in dem sogenannten „gemein -
samen Alternativkonzept“ erarbeiteten Punk-
te 1 bis 3 umgesetzt werden. Anstelle des
Punktes 4, Rückbau der „Straße am Forst“,
folgt der Ausschuss dem bereits zwischen
dem NABU-Vorsitzenden und der Gemeinde
Sandhausen ausgehandelten Maßnahmen-
konzept „Am Brühlweg“. 

Der Petitionsausschuss geht dabei davon aus,
dass die dadurch entstehenden Mehrkosten
der Finanzierung von der Gemeinde Sand-
hausen getragen werden.

Berichterstatter: Nelius

3. Petition 15/2855 betr. Änderung der Gemeinde-
ordnung, Kinder- und Jugendbeteiligung 

I. Gegenstand der Petition

Die Petenten fordern, § 41 a der Gemeindeordnung
(GemO) wie folgt zu ändern:

– Die Gemeinden sollen verpflichtet werden, Kinder
und Jugendliche bei Planungen und Vorhaben, die
ihre Interessen berühren, zu beteiligen.

– Die Gemeinden sollen für die Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen über die Beteiligung der
Einwohner hinaus geeignete Verfahren entwickeln.

– Bei der Durchführung von Planungen und Vorha-
ben, die die Interessen von Kindern und Jugend -
lichen berühren, sollen die Gemeinden in geeigne-
ter Weise darlegen müssen, wie sie diese Interessen
berücksichtigt haben und wie sie die Beteiligung
durchgeführt haben.

– Träger der Jugendhilfe sollen, um diese Forderun-
gen überwachen zu können, ein Verbandsklage-
recht bekommen.

Diese Forderungen beziehen sich auf einen Formulie-
rungsvorschlag des Deutschen Kinderhilfswerks mit
folgendem Wortlaut:

„(1) Kinder und Jugendliche haben das Recht auf
Beteiligung. Die Gemeinde muss Kinder und Ju-
gendliche bei Planungen und Vorhaben, die ihre
Interessen berühren, in angemessener Weise betei-
ligen. Hierzu muss die Gemeinde über die Beteili-
gung der Einwohnerinnen und Einwohner nach den
§§ 20 bis 21 und 33 hinaus geeignete Verfahren
entwickeln. Dazu kommt insbesondere die Einrich-
tung eines Jugendgemeinderates oder einer ande-
ren Jugendvertretung in Betracht.

(2) Bei der Durchführung von Planungen und Vor-
haben, die die Interessen von Kindern und Jugend-
lichen berühren, muss die Gemeinde in geeigneter
Weise darlegen, wie sie diese Interessen berück-
sichtigt und die Beteiligung nach Absatz 1 durchge-
führt hat.

(3) Die Interessen von Kindern und Jugendlichen
sind insbesondere berührt, wenn ein Vorhaben

1. Einrichtungen oder Angebote für Kinder und
Jugendliche zumindest mitbetrifft,

2. solche Einrichtungen oder Angebote zumindest
mitbetrifft, die von Kindern oder Jugendlichen in
besonderer Weise genutzt werden, z. B. Schwimm-
bäder und Badeplätze, Sportanlagen, Fahrrad -
wege, Schulen, Schulhöfe, Kinderbetreuungsein-
richtungen, Spiel- und Bolzplätze, Parkanlagen

3. im Rahmen von räumlichen Fachplanungen (wie
zum Beispiel Bauleit-, Stadtentwicklungs-, Ver-
kehrs- und Freiraumplanung) öffentliche Frei -
räume mitbetrifft, in denen sich Kinder oder Ju-
gendliche aufhalten und aktiv werden, beispiels-
weise Brachen, Siedlungsränder, Straßenräume,
Baulücken, Grünanlagen, Hauseingänge oder
Plätze.

(4) Ein anerkannter Träger der freien Jugendhilfe
nach § 75 SGB VIII kann, ohne in eigenen Rechten
verletzt zu sein, Rechtsbehelfe nach Maßgabe der
Verwaltungsgerichtsordnung einlegen, wenn der
Träger geltend macht, dass Kinder oder Jugend -
liche durch Planungen und Vorhaben einer Kom-
mune nach den Absätzen 1 bis 3 in ihren Beteili-
gungsrechten verletzt worden sind.

(5) Kinder und Jugendliche im Sinne dieser Rege-
lung sind ortsansässige Personen, die das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben.“

Die Petenten begehren außerdem,

– dass Jugendgemeinderäte mehr Rechte (insbeson-
dere Antrags- und Rederecht) im Gemeinderat und
dessen Ausschüsse erhalten,

– Jugendgemeinderäte mit ausreichend Personal und
Sachmitteln auszustatten und
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– Institutionen, die sich um die Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen kümmern (Landeszentrale
für politische Bildung, Landesschülerbeirat, Dach-
verband der Jugendgemeinderäte, Landesjugend -
ring u. a.), mit mehr finanziellen Mitteln auszustat-
ten, um die notwendige Qualifizierung für die sich
beteiligenden Jugendlichen und deren Spitzenfunk-
tionen zu gewährleisten.

II. Rechtliche Würdigung

II. 1. Änderung der Gemeindeordnung

Der Koalitionsvertrag von Bündnis 90/Die Grünen und
SPD sieht vor, die Beteiligungsrechte von Kindern
und Jugendlichen in der Gemeindeordnung verbind-
lich zu verankern. Kinder und Jugendliche sollen
grundsätzlich bei allen sie betreffenden Fragen poli-
tisch beteiligt werden. Die konkreten Formen der Be-
teiligung können sehr vielfältig ausfallen. Wo Jugend-
gemeinderäte gebildet werden, sollen sie ein verbind-
liches Rede- und Antragsrecht im Gemeinderat erhal-
ten und sich finanziell selbst verwalten.

Der Landtag hat in einer einstimmig verabschiedeten
Entschließung vom 11. April 2013 (Drucksache
15/3332) folgenden Beschluss gefasst:

„Der Landtag spricht sich für eine starke politische
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen auf ört-
licher Ebene aus. Die Gemeinde soll Kinder und
Jugendliche bei Planungen und Vorhaben, die ihre
Interessen berühren, in angemessener Weise betei-
ligen. Dafür sind von der Gemeinde geeignete Be-
teiligungsverfahren zu entwickeln. Insbesondere
kann die Gemeinde einen Jugendgemeinderat oder
eine andere Jugendvertretung einrichten. Dabei
können die Jugendlichen die Einrichtung einer Ju-
gendvertretung beantragen. In der Geschäftsord-
nung ist die Beteiligung von Mitgliedern der Ju-
gendvertretung an den Sitzungen des Gemeinderats
in Jugendangelegenheiten zu regeln; insbesondere
sind ein Rederecht, ein Anhörungsrecht und ein
Antragsrecht vorzusehen.“

Eine dementsprechende Neufassung des § 41a GemO
soll zusammen mit anderen beabsichtigten Änderungen
auf dem Gebiet des Kommunalverfassungsrechts im
Rahmen einer Änderung der Gemeindeordnung erfolgen. 

Dem Gesetzgebungsverfahren kann nicht vorgegrif-
fen werden. Die in der Petition vorgebrachten For -
derungen für eine Neufassung des § 41 a GemO ent-
sprechen jedoch inhaltlich zum Teil den im Koali -
tionsvertrag und in der Entschließung des Landtags
geäußerten Absichten. 

Bei der Ausgestaltung der gesetzlichen Regelungen
ist zu beachten, dass die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen auf kommunaler Ebene Bestandteil der
durch das Grundgesetz und die Landesverfassung ga-
rantierten kommunalen Selbstverwaltung ist. Gesetz-
liche Regelungen müssen sich deshalb auf das Not-
wendige beschränken. In welcher Form die Beteili-
gung von Kindern und Jugendliche erfolgt, müssen
die Gemeinden im Rahmen ihrer Selbstverwaltung

selbst entscheiden können. Auch die Ausgestaltung
der Abläufe und des Verfahrens muss der Eigenver-
antwortlichkeit der Gemeinden überlassen bleiben.
Dies entspricht der Konzeption der Gemeindeordnung
als „Kommunalverfassung“, die nur bestimmte Rah-
menregelungen trifft, die Ausfüllung aber der Eigen-
verantwortung der Gemeinden und ihrer durch die
Bürgerschaft gewählten Organe überlässt. 

Vor diesem Hintergrund erscheint der mit der Petition
unterstützte Formulierungsvorschlag des Deutschen
Kinderhilfswerks in Teilen zu weitgehend. 

So besteht keine Notwendigkeit, die Angelegenheiten,
in denen Interessen von Kindern und Jugendlichen
berührt sind, gesetzlich im Einzelnen aufzuzählen
(Absatz 3 des Formulierungsvorschlags). Die Ver -
antwortlichen in den Gemeinden wissen selbst, bei
welchen Vorhaben Interessen von Kindern und Ju-
gendlichen berührt sind. Ist eine Jugendvertretung
eingerichtet, hat diese ebenfalls die Möglichkeit, ihre
Beteiligung bei bestimmten Vorhaben einzufordern.

Auch eine vom Landesgesetzgeber vorgegebene Do-
kumentationspflicht über die Durchführung der Betei-
ligung (Absatz 2 des Formulierungsvorschlags) ist
nicht erforderlich. Eine solche Regelung würde von
vornherein ein Misstrauen des Gesetzgebers gegen -
über den Gemeinden bekunden, für das es keine Ver-
anlassung gibt. 

Ein Verbandsklagerecht für die anerkannten Trägern
der freien Jugendhilfe (Absatz 4 des Formulierungs-
vorschlags) kann ebenfalls nicht befürwortet werden.
Ein Verbandsklagerecht ist dort gerechtfertigt, wo Be-
troffene sich nicht selbst zur Wehr setzen können. Be-
teiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen kön-
nen jedoch durch die Erziehungsberechtigten geltend
gemacht werden. Auch erscheint fraglich, ob die Auf-
gaben der Träger der freien Jugendhilfe nach dem
SGB VIII eine Vertretungskompetenz für alle Kinder
und Jugendlichen einer Gemeinde – ggf. auch ab -
weichend von den Vorstellungen der Erziehungsbe-
rechtigten – legitimieren können.

II. 2. Rechte der Jugendgemeinderäte gegenüber dem
Gemeinderat

Nach § 41 a Absatz 2 GemO kann durch die Ge -
schäfts ordnung des Gemeinderats die Beteiligung von
Mitgliedern der Jugendvertretung an den Sitzungen
des Gemeinderats in Jugendangelegenheiten geregelt
werden; insbesondere können ein Vorschlagsrecht
und ein Anhörungsrecht vorgesehen werden. Es ist
beabsichtigt, im Rahmen der unter II.1 genannten Ge-
setzesänderung die bisherige Kann-Regelung durch
eine obligatorische Regelung zu ersetzen, die insbe-
sondere ein Rederecht, ein Anhörungsrecht und ein
Antragsrecht im Gemeinderat und seinen Ausschüs-
sen gewährleistet. Die Ausgestaltung im Detail soll
dem Gemeinderat überlassen bleiben.

II. 3. Personal und Sachmittel für Jugendgemeinderäte

Bereits jetzt haben nahezu alle bestehenden Jugend -
gemeinderäte ein eigenes Budget zur Verfügung. Im
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Rahmen der unter II.1 genannten Gesetzesänderung
ist angedacht, künftig ausdrücklich festzulegen, dass
der Jugendvertretung angemessene finanzielle Mittel
zur Verfügung zu stellen sind. Die Entscheidung über
den Umfang dieser Mittel muss jedoch dem Gemein-
derat im Rahmen seiner Haushaltshoheit überlassen
bleiben.

In den meisten Gemeinden, die einen Jugendgemein-
derat haben, gibt es in der Gemeindeverwaltung feste
Ansprechpartner für den Jugendgemeinderat. Diesbe-
zügliche Regelungen gehören zur Organisations- und
Personalhoheit der Gemeinden, die Bestandteil der
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen Selbst-
verwaltung ist. Gesetzliche Vorgaben bezüglich der
Unterstützung eines Jugendgemeinderats durch Perso-
nal der Gemeindeverwaltung sind deshalb nicht mög-
lich.

II. 4. Bessere finanzielle Ausstattung von Institutionen

a) Landeszentrale für politische Bildung

Da die Landeszentrale für politische Bildung beim
Landtag eingerichtet ist, liegt die Forderung nach 
einer besseren finanziellen Ausstattung der Landes-
zentrale im unmittelbaren Verantwortungsbereich des
Landtags.

b) Dachverband der Jugendgemeinderäte

Die Jugendgemeinderäte in Baden-Württemberg sind
im Dachverband der Jugendgemeinderäte organisiert.
Der Dachverband ist ein freiwilliger Zusammen-
schluss in der Rechtsform eines eingetragenen Ver-
eins, der aus zunächst losen Treffen einzelner Jugend-
gemeinderäte hervorgegangen ist. 

Wie auch bei anderen kommunalen Verbänden und
Arbeitsgemeinschaften gehören Verbandsorganisation
und Verbandstätigkeit zur kommunalen Selbstverwal-
tung. Die Ausstattung des Dachverbands der Jugend-
gemeinderäte mit den zur Wahrnehmung der Verband-
stätigkeit erforderlichen finanziellen Mitteln muss des-
halb von kommunaler Seite finanziert werden. 

c) Jugendverbände

Zahlreiche Beteiligungsmöglichkeiten ergeben sich für
Kinder und Jugendliche bereits originär im Rahmen
der Kinder- und Jugendarbeit in den Jugendverbänden.
Das Land Baden-Württemberg fördert die verband -
liche und überverbandliche Arbeit der Jugend organi -
sationen gemäß der Richtlinie zur außerschu lischen
Jugendbildung und nach Maßgabe des Staatshaus-
haltsplans. Landesweit anerkannte Jugendverbände, zu
denen auch der Landesjugendring und seine An -
schluss verbände zählen, können zur Durchführung
ihrer zentralen Führungsaufgaben (Personal- und
Sachkosten der Geschäftsstelle) Zuschüsse erhalten. 

Im Rahmen der weiteren Arbeiten im Zuge des „Zu-
kunftsplan Jugend“, der als ein stetiger Prozess mit
Zwischenschritten angelegt ist, steht das Thema
„transparentes, leistungsbezogenes Förderwesen“ be-

sonders im Fokus. In einer Arbeitsgruppe mit Prak -
tikern und der Wissenschaft soll geklärt werden, wie
die Finanzierungsinstrumente der Kinder- und Jugend-
arbeit transparenter gemacht, das Verhältnis von Pro-
jekt- und Regelförderung neu justiert sowie verbind -
liche und verlässliche Förderstrukturen hergestellt
werden können. Dabei sollen die bisherigen Förderun-
gen systematisch dargestellt, unter Berücksichtigung
der neuen Zielsetzungen überprüft und eine politische
Entscheidung über die künftige Mittelausstattung vor-
bereitet werden. 

Es sind in diesem Prozess Änderungen in der Förder-
systematik zu erwarten, die auch Auswirkungen auf
die Förderhöhe haben können. Insofern bleibt der
weitere Fortgang der Arbeiten im Rahmen des „Zu-
kunftsplan Jugend“ abzuwarten.

d) Landesschülerbeirat

Nach § 69 Absatz 1 des Schulgesetzes vertritt der aus
gewählten Vertretern der Schülerinnen und Schüler
bestehende Landesschülerbeirat in allgemeinen Fra-
gen des Erziehungs- und Unterrichtswesens die Anlie-
gen der Schüler gegenüber dem Kultusministerium.
Wie der Landesschulbeirat und der Landeselternbeirat
ist der Landesschülerbeirat ein gesetzliches Bera-
tungsgremium des Kultusministeriums. Der Landes-
schülerbeirat hat insgesamt 26 Mitglieder.

Im Staatshaushaltsplan 2013/2014 stehen für die lau-
fenden Geschäfte des Landesschülerbeirats jährlich
jeweils 39.000 € zur Verfügung. Diese Mittel wurden
gegenüber 2012 um 1.800 € erhöht. Nach einem Plan-
vermerk im Staatshaushaltsplan bei Kapitel 0436 TG 93
wird dem Landesschülerbeirat eine Lehrkraft bis zu
einem Drittel des Deputats zur Beratung und Unter-
stützung zur Verfügung gestellt. Zu den Aufgaben
dieser/dieses Beauftragten des Kultusministeriums für
den Landesschülerbeirat gehören die Planung, Vorbe-
reitung und Begleitung der Sitzungen (Plenum, Vor-
stand, Ausschüsse), Qualifizierungsangebote insbe-
sondere für neu gewählte Gremien sowie Koordinie-
rungsaufgaben im Hinblick auf Kontakte zu Koopera-
tionspartnern bei Projekten u. ä. Das Kultusministeri-
um hat dem Landesschülerbeirat weiterhin eine Se-
kretariatskraft im Umfang einer halben Stelle zur Un-
terstützung bei der Geschäftsführung zur Verfügung
gestellt.

Der Landesschülerbeirat ist aus Sicht des Kultusminis -
teriums danach hinreichend mit finanziellen Mitteln
aus gestattet.

e) Projekte mit der Jugendstiftung

Derzeit werden durch die Jugendstiftung Baden-Würt -
temberg in einem Projekt mit dem Dachverband der 
Jugendgemeinderäte erstmals im Schuljahr 2012/2013 
sogenannte Jugendgemeinderäte-Botschafterinnen und
-Botschafter ausgebildet. Ziel ist es, ein landesweites
Netzwerk von Botschafterinnen und Botschaftern auf-
zubauen, das bei regionalen und lokalen Fragestellun-
gen, Veranstaltungen und Aktionen vor Ort tätig wer-
den kann und die Jugendgemeinderäte vor Ort begleitet
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sowie Jugendliche zur Teilnahme motiviert. Das Pilot-
projekt wird vom Kultusministerium mit einer Summe
von 15.000 € unterstützt.

Beispiel eines innovativen Projekts ist die Jugendstu-
die (ehemals Jugendsurvey). An der Studie durch die
Jugendstiftung Baden-Württemberg und den Landes-
schülerbeirat haben sich mehr als 2.400 Jugendliche
beteiligt, die zu Themen wie Schule, Engagement,
Freizeitgestaltung und Berufswünsche befragt wur-
den. Die Studie hat für das Land eine große Bedeu-
tung: Erstmals liegt eine Befragung von Jugendlichen
im Land in diesem Umfang vor. Die befragten Ju-
gendlichen wurden in drei Altersgruppen aufgeteilt:
12 bis 14, 15 bis 16 und 17 bis 18 Jahre. Gemeinsam
mit Jugendlichen aus dem Vorstand des Landes-
schülerbeirats wurden der Fragebogen entwickelt, die
Erhebungsmethoden festgelegt und die Durchführung
der Befragung abgestimmt. Die Studie ist damit nicht
nur eine statistische Erfassung von aktuellen Daten,
sondern ein Jugendbildungs- und Beteiligungsprojekt.
Das Kultusministerium unterstützt dieses Projekt mit
einer Summe von 44.500 €.

Die Petition wurde im Petitionsausschuss am 23. Ok-
tober 2013 behandelt.

Die Berichterstatterin führte anhand der Stellung -
nahme der Regierung vom 27. August 2013 in den
Sachverhalt ein und betonte, ein Mitglied des Peti -
tionsausschusses habe die Petition mit unterschrieben.
Die Beantwortung der Petition durch die Ministerien
sei umfassend erfolgt und ein entsprechendes Gesetz
sei in Bearbeitung. Sie fragte an, ob die stärkere Be-
teiligung von jungen Menschen in einem vorgesehe-
nen Gesetz Kinder und Jugendliche betreffe, aber ein
Gremium, das mit Rede- und Antragsrecht geschaffen
werde, nur für Jugendliche gelte. Was die Sach- und
Personalmittel anbelange, hätten die Ministerien aus-
geführt, dafür keine Befassungsmöglichkeit zu haben
und der Petition diesbezüglich nicht abhelfen zu kön-
nen. Im Übrigen könne man im Bereich der Ausge-
staltung der Beteiligung nicht in den Bereich der
kommunalen Selbstverwaltung eingreifen. Sie bean-
trage daher, die Petition, soweit hinsichtlich der Be-
teiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen eine
Änderung des § 41a der Gemeindeordnung begehrt
werde, der Regierung als Material zu überweisen und
ihr im Übrigen nicht abzuhelfen.

Der Regierungsvertreter des Innenministeriums, führ-
te aus, im Rahmen der beabsichtigten Gesetzesän -
derung sei vorgesehen, die Beteiligungsmöglichkeiten
zu stärken und verbindlicher auszugestalten als bis-
her. Vielleicht nicht so strikt, wie sich die Petenten
dies wünschten, aber man müsse berücksichtigen,
dass die Kommunen und kommunalen Körperschaf-
ten ein Selbstverwaltungsrecht hätten. Diese seien
sehr gut in der Lage, auf die Bedürfnisse ihrer Ju-
gendlichen vor Ort angemessen und in den richtigen
Formen zu reagieren, sodass es nicht geboten sei, sei-
tens des Gesetzgebers die Handhabung jeden Einzel-
falls vorzuschreiben. Die Ausführungen der Bericht-
erstatterin hinsichtlich der Differenzierung zwischen
Kindern und Jugendlichen sei korrekt. Der Jugendge-
meinderat bestehe aus Jugendlichen, während bei den

Beteiligungsrechten auch Kinder unter 14 Jahren mit
einbezogen würden. Der Jugendgemeinderat sei ein
bekanntes Instrument, für das heute wesentlich offe-
nere Formen zur Anwendung kämen. 

Die Vorsitzende stellte den Antrag der Berichterstat-
terin zur Abstimmung. Der Petitionsausschuss stimm-
te diesem Antrag zu. 

Beschlussempfehlung:

Soweit hinsichtlich der Beteiligungsrechte
von Kindern und Jugendlichen eine Ände-
rung des § 41 a der Gemeindeordnung be-
gehrt wird, wird die Petition der Regierung
als Material überwiesen. Im Übrigen kann
der Petition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Rolland

4. Petition 15/1439 und 
5. Petition 15/2423 betr. Straßenbau, Ortsumfah-

rung Staufen

I. Gegenstand der Petitionen

Der Petent der Petition 15/1439 bittet als Vertreter 
eines Aktionsbündnisses, das laufende Planfeststel-
lungsverfahren für die Umfahrung Staufen im Zuge
der L 123 zu unterbrechen und die Planung zu überar-
beiten. Statt der geplanten „Amtstrasse“ favorisiert er
die vom Aktionsbündnis erarbeitete Alternative der
sogenannten „Westtangente“, die eine Teilumfahrung
von Staufen vorsieht. 

Der Petent der Petition 15/2423 bemängelt dagegen
als Vertreter einer Bürgerinitiative die Westtangente
und setzt sich für die Realisierung der amtlichen Pla-
nungstrasse mit einer Vollumfahrung ein. 

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Petition 15/1439

Die L 123 ist in der Ortsdurchfahrt Staufen mit über
16.000 Kfz/24 h hoch belastet. Bereits im Bedarfsplan
zum Generalverkehrsplan 1995 war der Bau einer
Um gehungsstraße von Staufen im „Vordringlichen
Bedarf“ ausgewiesen. Die Straßenbauverwaltung des
Landes ist seit vielen Jahren um eine Lösung bemüht.
Für die zwischen Staufen und dem Ortsteil Grunern
konzipierte Umgehungsstraße von Staufen im Zuge
der L 123 konnte erst nach einer Reihe von Varianten-
untersuchungen eine mehrheitlich getragene Linie ge-
funden werden. Diese Lösung sieht eine vollständige
Umgehung von Staufen vor. 

Der Entwurf wurde von dem damals für den Straßen-
bau zuständigen Innenministerium am 23. Oktober
2006 genehmigt. Das Regierungspräsidium Freiburg
hat das Planfeststellungsverfahren am 23. Juli 2007
eingeleitet. Das Projekt, insbesondere die Linienfüh -
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rung, war in der Raumschaft von Staufen immer um-
stritten. Auch während des Planfeststellungsverfah-
rens divergieren nach wie vor die Meinungen. Zum
einen wird der Straßenneubau in der geplanten Form
der „Amtstrasse“ unterstützt. Zum anderen wird eine
Umplanung in Form einer „Westtangente“ – wie auch
vom Petenten gewünscht – gefordert. 

„Amtstrasse“

Die jetzt im Planfeststellungsverfahren befindliche
Umfahrung von Staufen im Zuge der „Amtstrasse“
beginnt im Westen von Staufen am Knoten mit der 
L 125. Dieser Knoten soll zu einem Kreisverkehr um-
gebaut werden und damit die heutige Signalanlage er-
setzen. Im Weiteren umfährt die L 123 neu mit einem
großen Bogen im Westen das Gewerbegebiet Gaisgra-
ben sowie die Wohngebiete Rundacker, Falkenstein
und Wolfacker, führt südlich weiter um den Ort und
schließt im Osten auf Höhe des Campingplatzes an
die bestehende L 123 an. Die kreuzende L 129 und 
L 125 werden jeweils mit einem Kreisverkehr an die
neue Umfahrung von Staufen angeschlossen. Die rund
4,1 km lange Umgehungsstraße wird von der Straßen-
bauverwaltung mit Kosten von rd. 6,8 Mio. Euro ver-
anschlagt. 

„Westtangente“

Die „Westtangente“ beginnt wie die „Amtstrasse“ an
dem vorgesehenen Kreisverkehr im Westen von Stau-
fen. Sie umfährt ebenfalls das Gewerbegebiet Gais-
graben, orientiert sich aber in ihrem Verlauf mehr an
der bestehenden Gemarkungsgrenze. Ab der L 129
folgt sie der bestehenden Gemeindeverbindungsstraße
und endet an der L 125 auf Höhe des Ortsteils Grun-
ern. Der Anschluss ist dort mit einem Kreisverkehr
vorgesehen. Es handelt sich damit im Vergleich zur
„Amtstrasse“ um eine Teilumfahrung des Ortes mit
einer Länge von rund 2,9 km. Das „Aktionsbündnis“
hatte ursprünglich gefordert, in Verbindung mit der
„Westtangente“ die Ortsdurchfahrt im Teilabschnitt
der Neumagenstraße auszubauen, um den Verkehr in
der Ortsdurchfahrt flüssiger zu gestalten und damit
besser zur „Westtangente“ führen zu können. Die
Kos ten für diese Kombinationslösung werden von der
Straßenbauverwaltung mit rd. 6,9 Mio. Euro veran-
schlagt. Das „Aktionsbündnis“ hat im Planfeststel-
lungsverfahren die Forderung nach einem Ausbau der
Ortsdurchfahrt Staufen zurückgenommen. Die Kosten
für die „Westtangente“ ohne Ausbaumaßnahmen in
der Ortsdurchfahrt Staufen werden von der Straßen-
bauverwaltung mit 5,8 Mio. Euro veranschlagt.

Vorbringen des Petenten:

A) Zum Planfeststellungsverfahren:

Die Eingabe des Petenten enthält umfangreiche Un-
terlagen und Stellungnahmen, die in ihrem weit über-
wiegenden Teil vom „Aktionsbündnis“ bereits beim
Erörterungstermin vom 19./20./21. Juli 2010 im Rah-
men des laufenden Planfeststellungsverfahrens vorge-
tragen wurden. 

Auch in den übrigen Unterlagen der Eingabe ar -
gumentiert der Petent zugunsten der „Westtangente“
und bemängelt das nach seiner Auffassung un -
zureichende Abwägungsverfahren. So seien die
Schutzgüter Mensch, Natur und Landschaft sowie
eine vertiefte Betrachtung von Tier-/Pflanzenarten,
Klima, Biotopen und Wasser-/Grundwasserprob -
leme nicht oder nur unzureichend gewichtet worden.
Zudem sei die Kostengegenüberstellung unzutref-
fend.

Die Kritik richtet sich auch gegen die Verkehrsunter-
suchung in der letzten Fassung vom März 2009. Diese
berufe sich auf falsche Erhebungen und lasse die de-
mografische Entwicklung außer Acht. Auch sei die
erhöhte Lärmbelästigung der „Amtstrasse“ in den we-
nig belastete Randlagen von Staufen und Grunern nur
unzureichend gewichtet worden. Zudem habe die
trennende Wirkung der „Amtstrasse“ mit ihren Nach-
teilen für die Landwirtschaft, Fremdenverkehr und
Fußgänger/Radfahrer nicht angemessen Eingang in
die Abwägung gefunden.

Ferner wird vorgebracht, dass der Ortsteil Grunern
durch den Flächenbedarf für das Kompensationskon-
zept ungerechtfertigt hoch belastet werde. Hinzu
komme, dass die „Amtstrasse“ vom seinerzeitigen
Eingemeindungsvertrag mit der früher selbstständigen
Gemeinde abweiche.

B) Zur Priorisierung:

Der Petent vertritt die Auffassung, dass eine sachliche
und ordnungsgemäße Vorgehensweise notwendig sei.
Eine solche Lösung sieht er in der vom Ministerpräsi-
denten und der Staatssekretärin im Ministerium für
Verkehr und Infrastruktur am 18. Juni 2012 vorge-
stellten Prioritätenliste für baureife Bundesfern-
straßen. Der Priorisierung lägen folgende 6 Kriterien
zugrunde:

• Nutzen-Kosten-Verhältnis

• Verkehrssicherheit

• Lärmentlastung

• Umweltverträglichkeit

• Verkehrsfluss

• Netzfunktion.

Sollte eine Abwägung nach diesen Kriterien Anwen-
dung finden, würde die „Westtangente“ sich als die
bessere und nachhaltigere Variante erweisen. 

Unter Zugrundelegung der Kriterien der Priorisierung
der Landesstraßen-Projekte sei die „Westtangente“ ge-
genüber der „Amtstrasse“ als vorteilhaft anzusehen.
Denn es würde unverbrauchte Landschaft mit Flächen
für Erholung und Landwirtschaft erhalten und die Neu-
zerschneidung sich in Grenzen halten. Die Belastungen
für Menschen an der Trasse und andere betroffenen
Bürger (Wanderer, Radfahrer, Erholungs suchende)
wären viel geringer als bei der „Amtstrasse“, wobei die
Anwohner der Ortsdurchfahrt trotzdem deutlich entlas -
tet würden.
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Das Planfeststellungsverfahren sei zu unterbrechen,
bis eine fachlich fundierte Untersuchung der beiden
Varianten und Abwägung nach den Kriterien der Pri-
orisierung erfolgt ist.

Stellungnahmen der beteiligten Behörden

Zum Vorbringen des Petenten:

A) Zum Planfeststellungsverfahren:

Die Straßenbauverwaltung hat die Bürger von Anfang
an am Prozess der Planaufstellung beteiligt und meh-
rere Bürgeranhörungen durchgeführt. In ständigem
Kontakt mit den Betroffenen wurde die dem Planfest-
stellungsverfahren zugrunde liegende „Amtstrasse“
schrittweise entwickelt.

Die Variante „Westtangente“ des „Aktionsbündnis-
ses“ wurde von der Straßenbauverwaltung in einer
vergleichbaren Tiefe ausgearbeitet und als Alternative
in die Antragsunterlagen des Planfeststellungsverfah-
rens mit aufgenommen. Die Straßenbauverwaltung
hat hierbei unter Aufwendung erheblicher Kosten die
vorgebrachten Ansätze des „Aktionsbündnisses“ zur
„Westtangente“ von einem Ingenieurbüro weiter aus-
zuarbeiten und anschließend von verschiedenen Gut-
achtern unter allen planfeststellungsrelevanten Ge-
sichtspunkten untersuchen lassen. 

Mit dem bemängelten Verkehrsgutachten von 2009
war ein Fachbüro befasst. Zur Verkehrszählung, Ver-
kehrsbefragung sowie zur Verkehrsprognose liegen
detaillierte und prüfbare Unterlagen vor.

Zur Thematik Lärmbelastung wurden Berechnungen
gemäß der maßgebenden Bundes-Immissionsschutz-
verordnung (16. BImSchV) durchgeführt. Die Ergeb-
nisse liegen im Detail vor. Auch die Unterlagen, die zur
Beurteilung schädlicher Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen gemäß des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (§ 50 BlmSchG) notwendig sind, liegen
vor.

Die notwendigen Erhebungen und Untersuchungen
hinsichtlich des Artenschutzes und der Biotope er-
folgten mit den zuständigen Fachbehörden, so auch
der Bodenschutzbehörde. 

Dritte sind nicht an die Bestimmungen des zwischen
Grunern und Staufen geschlossenen Eingemeindungs-
vertrages gebunden. Durch die über die Jahre eingetre-
tene Entwicklung der Siedlungsbereiche wäre eine pla-
nerische Umsetzung im Sinne des seinerzeitigen Ver-
trages auch faktisch nicht mehr leistbar, ohne gegen
grundlegende planerische Grundsätze zu verstoßen.

Ob noch ergänzende Untersuchungen oder Aktualisie-
rungen notwendig sind, wird von der Planfeststel-
lungsbehörde beim Regierungspräsidium abzuklären
sein. Dies gilt auch für die Auswirkungen auf die
Landwirtschaft, den Fremdenverkehr und die Fuß -
gänger/Radfahrer. Im Nachgang zur Planfeststellung
soll noch ein Flurbereinigungsverfahren durchgeführt
werden, mit dem durch eine Neuordnung des Wege-
netzes eine weitere Verbesserung dieser Belange er-
reicht werden soll.

B) Zur Priorisierung:

Unter der Homepage des Ministeriums für Verkehr
und Infrastruktur ist das Priorisierungsverfahren und
die Einplanung der geprüften Projekte in den Entwurf
des Maßnahmenplans einsehbar. Die Ortsumgehung
Staufen im Zuge der L 123 ist dort unter 1. „Neubau-
maßnahmen entsprechend Priorisierung“ enthalten.

Im Rahmen der Aufstellung des Maßnahmenplans
wird keine Variantenabwägung vorgenommen. Die
Aufnahme der Umgehung Staufen im Zuge der L 123
in den Entwurf des Maßnahmenplans zeigt nur, dass
die Entlastung der Ortsdurchfahrt von Staufen im lan-
desweiten Vergleich hohe Priorität hat. 

Die finanziellen Mittel im Landesstraßenbau sind
durch laufende Maßnahmen bereits gebunden. Ange-
sichts der bestehenden Finanzierungslasten und der
mittelfristigen Finanzplanung werden Neubaumaß-
nahmen voraussichtlich erst ab 2015 möglich. Welche
Neubeginne dabei zum Zuge kommen, wird der Maß-
nahmenplan zeigen, der in Ergänzung zum General-
verkehrsplan 2010 erstellt wird. Dieser wird künftig
Leitschnur für den Landesstraßenbau in Baden-Würt-
temberg sein. 

Angesichts der Vielzahl der Maßnahmen und der nur
begrenzt verfügbaren Mittel ist zu entscheiden, für
welche Maßnahmen auf der Basis einer landeseinheit-
lichen Priorisierung eine Finanzierung in Aussicht
steht. Bundesfernstraßen und Landesstraßen haben
bei der Abwicklung des Verkehrs unterschiedliche
Funktionen zu erfüllen. Bei der Aufstellung des Ent-
wurfs des Maßnahmenplans wurden daher die Lan-
desstraßen einem spezifischem Priorisierungsverfah-
ren anhand folgender Kriterien unterzogen:

• Ausbauwert

• Zustandswert

• Sicherheitswert

• Belastungswert

• Umweltwert

• Entlastung Mensch

• Flächenverbrauch

• Verkehrsverlagerung

• Kosten

• Ökologie.

Mit diesem, im Vergleich zu den Bundesfernstraßen
aufwändigeren Vorgehen ist eine Priorisierung nach
objektiven, sachlichen und nachvollziehbaren Krite -
rien möglich.

Petition 15/2423:

Der Petent setzt sich mit der Argumentation des „Ak-
tionsbündnisses“ in der Petition 15/1439 auseinander.
Er kritisiert die nach seiner Auffassung mangelnde
Akzeptanz gegenüber den von neutralen Experten er-
stellten Gutachten. Er vermisse bei den Gegnern des
Vorhabens die nötige Einsicht in die vielfach vorlie-
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genden Sachargumente aus zahlreichen Prüfungsvor-
gängen. Die fortgesetzte Kritik des Aktionsbündnis-
ses sieht er als Ansatz, um den Abschluss des Plan-
feststellungsverfahrens so lange wie möglich hinaus-
zuzögern. Er verweist auf die lange Vorgeschichte des
Vorhabens, die hohe Bedeutung des Schutzguts
Mensch, die es mit der „Amtstrasse“ angemessen zu
berücksichtigen gelte, und den bisherigen Gang des
Verfahrens, in dem zahlreiche Fragen einer Klärung
zugeführt worden seien. So sei aus dem Verkehrsgut-
achten ersichtlich, dass nur mit einer Gesamtumfah-
rung die nötige Entlastung von 70 % des Verkehrsauf-
kommens in der gesamten Ortsdurchfahrt zu erreichen
sei. 

Das von den Projektkritikern angeführte Naherho-
lungsgebiet, das durch die „Amtstrasse“ nach deren
Meinung erheblich beeinträchtigt werde, sei maßgeb-
lich durch intensive landwirtschaftliche Nutzung ge-
prägt und markante Unterschiede in den Baukosten
seien nicht ersichtlich. 

Barrierewirkung und Auswirkungen auf die weitere
bauliche Entwicklung Staufens seien weniger ausge-
prägt als von den Projektgegnern vorgetragen. 

Die Verlärmung in Siedlungsbereichen halte sich
nicht zuletzt wegen der eingehaltenen Abstände in zu-
mutbaren Grenzen. In der Ortsdurchfahrt beeinträchti-
ge das Verkehrsgeschehen die Anwohner hingegen
unmittelbar „vor der Haustür“. 

Der ausschlaggebende Nachteil der Variante „West-
tangente“ liege in deren geringerer Entlastungswir-
kung, die einer Eignung als nachhaltige Lösung ent-
gegenstehe. So würde die Verkehrsuntersuchung klar
die Vorteile der „Amtstrasse“ belegen.

II. Petitionsverfahren

Der Petitionsausschuss führte am 12. April 2013 ei-
nen Ortstermin durch. Über dessen Ergebnis wurde in
der Sitzung des Petitionsausschusses am 20. Novem-
ber 2013 beraten. 

Wesentliches Ergebnis:

Der Berichterstatter schilderte den Sachverhalt und
berichtete über den Ortstermin. Mit beiden Petitionen
werde die Notwendigkeit der Umfahrung nicht be-
stritten. Meinungsverschiedenheiten bestünden ledig-
lich hinsichtlich der Frage, wie diese Umfahrung aus-
sehen solle. 

Beim Ortstermin hätten nicht alle Fragen durch das
Regierungspräsidium beantwortet werden können.
Die daraufhin beim Ministerium für Verkehr und 
Infrastruktur eingeholte ergänzende Stellungnahme
zeige, dass in einigen Bereichen noch nachgebessert
werden müsse, insbesondere bei den Belangen der
Landwirtschaft.

Der Vertreter des Ministeriums für Verkehr und In-
frastruktur führte aus, eine Lösung sei dringend not-
wendig.

Der Petitionsausschuss fasste einstimmig die folgende

Beschlussempfehlung:

Der Antragstellerin und der Planfeststel-
lungsbehörde wird empfohlen, im Rahmen
des laufenden Planfeststellungsverfahren die
Punkte Flächenverbrauch, Möglichkeit der
Nutzung bestehender Straßenabschnitte so-
wie Auswirkungen bei Realisierung der
Maßnahme auf Eingriffe in Wasserschutz-
und FFH-Gebiete sowie der Belange der
Landwirtschaft einer vertieften Prüfung zu
unterziehen. 

Im Fall der Erlangung des Baurechts für die
„Antragstrasse“ wird der Antragstellerin
empfohlen, zunächst einen 1. Bauabschnitt
zu realisieren (westlich der L 125) und vor
der Realisierung des 2. Bauabschnitts (öst-
lich der L 125) eine aktualisierte Verkehrs-
prognose einzuholen und diese bei der Prio-
risierung der insgesamt anstehenden Bau-
maßnahmen zu berücksichtigen. 

Die Petitionen werden der Regierung inso-
weit als Material überwiesen.

Mit der weiteren zugesagten vertiefenden
Untersuchungen im Rahmen des Planfeststel-
lungsverfahrens wird die Petition 15/1439 für
erledigt erklärt.

Die Petition 15/2423 wird für erledigt er-
klärt.

Berichterstatter: Schoch

6. Petition 15/3290 betr. Gnadengesuch

Verfahrensgang:

Der Petent wurde am 14. September 2010 durch das
Amtsgericht zu einer Freiheitsstrafe von fünf Mona-
ten verurteilt, deren Vollstreckung für die Dauer von
drei Jahren zur Bewährung ausgesetzt wurde. Der Pe-
tent hatte als Bewährungsauflage einen Geldbetrag
von 500 Euro in monatlichen Raten von 50 Euro zu
entrichten. Das Urteil ist seit dem 1. Oktober 2010
rechtskräftig. Der Petent bezahlte zunächst in drei 
Raten 150 Euro. Weitere 100 Euro zahlte er erst nach
entsprechender Aufforderung knapp neun Monate
später. Wiederum erst nach Zahlungsaufforderung
gingen über zwei Monate später weitere 150 Euro
ein. Obwohl er erneut zur Zahlung aufgefordert und
zwei Mal zu gerichtlichen Anhörungen über den
möglichen Widerruf seiner Strafaussetzung zur Be-
währung geladen wurde, bezahlte der Petent die 
ausstehenden 100 Euro nicht. Mit Beschluss vom 
5. März 2013 widerrief das Amtsgericht deshalb die
Strafaussetzung zur Bewährung. Die teilweise erfüll-
te Bewährungsauflage wurde mit 20 Tagen der Frei-
heitsstrafe angerechnet. Die hiergegen verspätet ein-
gelegte sofortige Beschwerde wurde mit Beschluss
des Landgerichts vom 21. Mai 2013 als unzulässig
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verworfen. Der Petent wurde zum Strafantritt auf den
22. Juli 2013 geladen. 

Am 22. Juli 2013 meldete sich der Rechtsanwalt des
Petenten bei der Staatsanwaltschaft und erklärte, dass
sich der Petent nicht zum Strafantritt stellen könne, da
er sich um die Pflege seiner Eltern kümmern müsse
und er keinen Platz in einem Pflegeheim für seine El-
tern habe erlangen können. Gleichzeitig reichte er mit
derselben Begründung ein Gnadengesuch ein, zumal
die Geldauflage zwischenzeitlich vollständig erfüllt
sei.

Mit Entschließung vom 31. Juli 2013 wurde die Voll-
streckung der Freiheitsstrafe bis zur Entscheidung
über das Gnadengesuch gemäß § 15 Absatz 2 der
Gnadenordnung einstweilen eingestellt. Der Petent
belegte mit Attest der Hausärztin seiner Eltern vom
22. Juli 2013 – dem Tag des ursprünglichen Strafan-
tritts – die Pflegebedürftigkeit derselben: Pflegestufe
1 mit beantragter Erhöhung auf Pflegestufe 2 für die
Mutter und beantragte Pflegestufe 1 für den Vater.
Laut Mitteilung vom 25. Juli 2013 der Hausärztin
genüge eine Tagespflege den Anforderungen nicht,
sodass ein Heimaufenthalt erforderlich sei. Der Petent
belegte Anfragen bei heimatnahen Pflegeheimen am
26. Juli 2013 – also vier Tage nach dem ursprüng -
lichen Strafantritt. Weitere Bemühungen wurden –
trotz zweier Erinnerungsschreiben an den Verteidiger
– nicht belegt.

Den Angaben des Petenten gegenüber der Gerichts -
hilfe zufolge wohne er in einer Gartenlaube auf dem
Grundstück seiner Eltern, welche dort in ihrem Haus
wohnten. Die ebenfalls im Haus lebende Haushalts-
hilfe leiste zusammen mit dem Petenten und dessen
langjähriger Freundin die Pflege der Eltern. Der Pe-
tent arbeite daneben weiter stundenweise als Trainer
und Teamchef.

Am 14. Oktober 2013 sagte die Hausärztin der Eltern in
einem Telefonat mit der Staatsanwaltschaft zu, die Be-
treuung der Eltern sicherzustellen. Das Amtsgericht trat
dem Gnadengesuch entgegen; allenfalls komme ein
gnadenweiser Aufschub der Vollstreckung in Betracht.
Mit Entschließung vom 14. Oktober 2013 der Staatsan-
waltschaft wurde dem Gnadengesuch nicht entsprochen.
Es wurde Strafaufschub bis zum 6. November 2013 ge-
währt.

Eine Berufung des Petenten beim Landgericht gegen
eine Verurteilung des Amtsgerichts vom 17. Juni
2011 wegen einer dem hier zugrundeliegenden Fall
vergleichbaren Tat am 5. November 2013 wurde ver-
worfen, da dieser zur Hauptverhandlung nicht er-
schienen ist. Der Petent wurde erstinstanzlich zu einer
Freiheitsstrafe von sechs Monaten ohne Bewährung
verurteilt.

Petitionsvorbringen:

Mit der Petitionsschrift seines Verteidigers verfolgt
der Petent weiterhin das Ziel, die restliche Freiheits-
strafe aus dem Urteil des Amtsgerichts vom 14. Sep-
tember 2010 im Wege der Gnade zur Bewährung aus-
zusetzen.

Eine Heimunterbringung seiner Eltern sei bis zum
heutigen Tage nicht gelungen, der Petent habe diese
auf Wartelisten setzen lassen. Zudem bestehe das Pro-
blem, dass eine Heimunterbringung auch finanziell
nicht leistbar sei und das Sozialamt sich – der telefo-
nischen Nachfrage des Verteidiger zufolge – für kurz-
fristige Heimunterbringungen nicht für zuständig er-
achte.

Zwar sei seinem Mandanten die Verbüßung der Straf-
haft zweifellos zumutbar, jedoch erscheine es grob
unbillig, den pflegebedürftigen Eltern eine mehr -
monatige Heimunterbringung zuzumuten. Insofern sei
insbesondere im Hinblick auf die schwer demente
Mutter damit zu rechnen, dass diese die Strafvoll-
streckung gegen ihren Sohn mit dem Leben bezahlen
müsse. 

Nachweise über weitere Bemühungen des Petenten
zur Sicherstellung der Betreuung seiner Eltern sind
nicht beigefügt.

Rechtliche Würdigung:

Die Voraussetzungen einer Strafaussetzung zur Be-
währung im Wege der Gnade liegen nicht vor: Der
Petent hatte durch den bis zum 6. November 2013 ge-
währten Strafaufschub ausreichend Gelegenheit, sich
um einen Pflegeplatz für seine Eltern zu kümmern.
Dass er dies in ausreichendem Maße getan hat, wurde
von ihm nicht belegt. Vielmehr hat der Petent ledig-
lich Belege für eine – einmalig in einer Rundmail an
mehrere Pflegeheime am 26. Juli 2013 und damit be-
reits nach seinem ursprünglichen Strafantrittstermin
versandte – Anfrage für eine Heimunterbringung vor-
gelegt. Anlass, sich um eine solche Unterbringung zu
kümmern, bestand aber bereits mit dem Widerrufsbe-
schluss des Amtsgerichts vom 5. März 2013, und da-
mit seit nunmehr acht Monaten. Des Weiteren ist auf-
grund der Versicherung der Hausärztin der Eltern, für
die Betreuung der Eltern Sorge zu tragen, sowie ange-
sichts des Umstandes, dass mit der Haushaltshilfe und
der Lebensgefährtin des Petenten weitere Personen in
die Pflege der Eltern eingebunden sind, nicht zu be-
fürchten, dass diese mit dem Petenten „steht und
fällt“. Dies wird dadurch bestätigt, dass der Petent in
der Lage ist, stundenweise einer Arbeit nachzugehen
und er auch nicht im Haus seiner Eltern lebt. Dass ei-
ne Unterbringung der Eltern an finanziellen Hürden
scheitern soll, wurde vom Petenten gleichfalls nicht
hinreichend vorgetragen. Eine über die typischen 
Folgen eines Freiheitsstrafenvollzugs hinausgehende
Härte ist im vorliegenden Fall nicht erkennbar. 

Die Angelegenheit wurde in der Sitzung des Peti -
tionsausschusses am 20. November 2013 mit Regie-
rungsvertretern erörtert. Der Petitionsausschuss fasste
dabei folgende

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Groh
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7. Petition 15/2987 betr. Ausländer- und Asylrecht

Der Petent wendet sich gegen seine Ausreiseverpflich-
tung und seine Abschiebung und begehrt den weiteren
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland.

Bei dem Petenten handelt es sich um einen 19-jähri-
gen in der Bundesrepublik Deutschland geborenen al-
gerischen Staatsangehörigen. 

Im März 1996 wurde der Petent durch die Ausländer-
behörde aufgrund fehlender Aufenthaltsgenehmigung
unter Androhung der Abschiebung zur Ausreise auf-
gefordert. Der Aufforderung der Ausländerbehörde,
die Bundesrepublik Deutschland zu verlassen, kam
der Petent nicht nach.

Der Petent besuchte die Hauptschule bis zur siebten
Klasse. Mit dem Ende der siebten Klasse war dem
Antrag der Mutter auf Beendigung der Schulpflicht
des Petenten stattgegeben worden und der Petent ver-
ließ die Schule ohne Abschluss. Anschließend wurde
er in ein Schulprojekt aufgenommen. 

Weiter besuchte der Petent das Berufsvorbereitungs-
jahr, brach dieses allerdings nach ungefähr einem hal-
ben Jahr ab, weil er den schulischen Anforderungen
nicht gewachsen war. Eine Ausbildung absolvierte
der Petent nicht. Beschäftigungsverhältnisse kann der
Petent nicht nachweisen.

Der Petent ist während seines Aufenthalts im Bundes-
gebiet wie folgt verwarnt bzw. strafrechtlich verurteilt
worden:

1. Im Juli 2009 wurde er wegen Unterschlagung so-
wie Fahrens ohne Fahrerlaubnis in zwei tatmehr-
heitlichen Fällen jeweils in Tateinheit mit vorsätz -
lichem Gebrauch eines Fahrzeugs ohne Haftpflicht-
versicherungsvertrag verwarnt und zu 50 Arbeits-
stunden verurteilt.

2. Im Februar 2010 wurde er wegen vorsätzlichen
Fahrens ohne Fahrerlaubnis in Tateinheit mit vor-
sätzlichem Gebrauch eines Fahrzeugs ohne Haft-
pflichtversicherungvertrag in zwei Fällen, davon in
einem Fall in Tateinheit mit Urkundenfälschung
verwarnt und zu 100 Arbeitsstunden verurteilt.

3. Im April 2010 wurde er wegen Missbrauchs von
Notrufen unter Einbeziehung des Urteils vom Feb -
ruar 2010 verwarnt und zu 120 Arbeitsstunden ver-
urteilt.

4. Im Juli 2011 wurde er wegen Diebstahls in zwei Fäl-
len für schuldig gesprochen. Unter Einbeziehung des
Urteils vom April 2010 wurde die Entscheidung
über die Verhängung einer Jugendstrafe für die Dau-
er von einem Jahr ausgesetzt.

5. Im Oktober 2011 wurde er wegen gefährlicher Kör-
perverletzung in zwei Fällen und wegen Körperver-
letzung in Tateinheit mit Sachbeschädigung und we-
gen versuchter Nötigung unter Einbeziehung des Ur-
teils vom Juli 2011 zu einer Jugendstrafe von zehn
Monaten verurteilt. Die Vollstreckung der Jugend-
strafe wurde zur Bewährung ausgesetzt. Der Petent
hatte nunmehr insgesamt 150 Arbeitsstunden abzu-
leisten. Des Weiteren hatte er eine Schmerzensgeld-

zahlung in Höhe von 250,00 Euro und eine Scha-
denswiedergutmachung in Höhe von 50,00 Euro zu
leisten. Darüber hinaus hatte er an einem Antiag-
gressionstraining teilzunehmen.

6. Im Mai 2012 wurde die Aussetzung der Voll-
streckung der durch Urteil vom Oktober 2011 er-
kannten Jugendstrafe von 10 Monaten widerrufen.
Der Petent hatte keine Schadenswiedergutmachung
und keine der 150 Arbeitsstunden geleistet. An ei-
nem Antiaggressionstraining hatte er nicht teilge-
nommen.

7. Im September 2012 wurde er wegen Körperverlet-
zung in drei Fällen und wegen fahrlässiger Trun-
kenheit im Verkehr in Tateinheit mit Fahren ohne
Fahrerlaubnis unter Einbeziehung des Urteils vom
Oktober 2011 zu einer Jugendstrafe von einem Jahr
und drei Monaten verurteilt.

Der Petent ist seit August 2012 in Strafhaft.

Mit Schreiben des Regierungspräsidiums vom Januar
2013 wurde dem Petenten die Abschiebung aus der
Justizvollzugsanstalt in sein Heimatland angekündigt.
Ein beim Verwaltungsgericht gestellter Antrag, im
Wege des vorläufigen Rechtsschutzes die Abschie-
bung des Petenten zu untersagen, wurde mit Be-
schluss vom April 2013 abgelehnt. Die hiergegen ein-
gelegte Beschwerde wurde vom Verwaltungsgerichts-
hof mit Beschluss vom Juni 2013 zurückgewiesen.

Die für Juni 2013 vorgesehene Abschiebung des Pe-
tenten konnte wegen fehlender Rückreisedokumente
nicht durchgeführt werden. Für einen Monat später
war eine erneute Abschiebung vorgesehen, die eben-
falls nicht durchgeführt werden konnte. Die Verfah-
rensbevollmächtigte stellte erfolglos beim Bundesver-
fassungsgericht einen Antrag auf Erlass einer einst-
weiligen Anordnung und legte ebenfalls erfolglos
Verfassungsbeschwerde gegen die Beschlüsse des
Verwaltungsgerichts und des Verwaltungsgerichts-
hofs ein. Die Verfassungsbeschwerde wurde nicht zur
Entscheidung angenommen. Damit hatte sich der An-
trag auf Erlass einer einstweilligen Anordnung erle-
digt. 

Der Petent ist vollziehbar zur Ausreise verpflichtet. 

Für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25
Abs. 5 AufenthG müsste ein dauerhaftes und unver-
schuldetes rechtliches oder tatsächliches Ausreisehin-
dernis nachgewiesen werden. Dieses besteht nicht.

Der Petent besitzt keinen gültigen Reisepass; jedoch
wurde das algerische Generalkonsulat vom Regie-
rungspräsidium gebeten, dem Petenten ein Rückreise-
dokument auszustellen, da die Passpflicht nicht erfüllt
ist.

Der Petent hat im Bundesgebiet keine durch Art. 6
Grundgesetz und Art. 8 Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK) geschützten familiären Bindun-
gen. 

Aber auch der Aspekt des nach Art. 8 Abs. 1 EMRK
geschützten Privatlebens steht einer Ausreise des Pe-
tenten nicht entgegen. Ein Privatleben im Sinne des
Art. 8 EMRK, das den Schutzbereich der Vorschrift
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eröffnet und eine Verwurzelung im Sinne der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte begründet, kommt grundsätzlich nur auf
der Grundlage eines rechtmäßigen Aufenthalts und 
eines schutzwürdigen Vertrauens auf den Fortbestand
des Aufenthaltsrechts in Betracht. Der Petent erhielt
seit seiner Geburt ausschließlich Duldungen, die ihm
die Aussetzung der zwangsweisen Aufenthaltsbeendi-
gung bescheinigten, sodass er nicht auf einen dauer-
haften Aufenthalt vertrauen konnte.

Doch selbst wenn zugunsten des Petenten unterstellt
wird, dass die Beendigung des Aufenthalts in seine
Rechte aus Art. 8 EMRK eingreifen würde, wäre der
Eingriff gerechtfertigt. Da sich der Petent seit seiner
Geburt in der Bundesrepublik aufhält, hat er in den 
19 Jahren seines Aufenthalts keine persönlichen, ge-
sellschaftlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen im
Bundesgebiet entwickeln können. Dem Petenten ist
die Ausreise zuzumuten. Er hat es während seines
Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland nicht
vermocht, sich für seine Entwicklung eine günstige
Zukunftsperspektive zu schaffen. 

So ist es ihm nicht gelungen, einen Schulabschluss
zu erreichen, weshalb er erhebliche Probleme hat,
langfristig in Deutschland seinen Lebensunterhalt
aus eigenen Kräften zu sichern. Zwar wurde dem Pe-
tenten für die Zeit nach seiner Entlassung aus der
Jus tizvollzugsanstalt die Beschäftigung als Auto -
mechaniker in einer Autolackierwerkstätte angebo-
ten, allerdings ist aus dem Bericht des Sozialdienstes
der Justizvollzugsanstalt vom Dezember 2012 zu
entnehmen, dass ein Metallberuf selbst nach eigener
Auffassung des Petenten nicht die richtige Wahl wä-
re. Der Petent tue sich schon bei einfachen Aufgaben
schwer. Aus dem Bericht geht ebenfalls hervor, dass
der Petent seit neun Jahren Drogen nehmen würde.
Integrationsleistungen in sozialer Hinsicht bestehen
nicht. Hinzu kommt, dass er in der Vergangenheit
immer wieder strafrechtlich auffällig wurde. Der bei
Tatbegehung zumeist alkoholisierte Petent hatte bei
seinen Straf taten gezeigt, dass er bei relativ nichtigen
Anlässen gewalttätig reagierte und dabei billigend in
Kauf nahm, dass andere schwer oder sogar tödlich
verletzt werden. Eine Verwurzelung liegt hier nicht
vor. 

Es wird nicht verkannt, dass der Eingliederungspro-
zess für den Petenten eine Herausforderung darstellen
wird. Der Petent spricht nur rudimentär arabisch. Der
Vater des Petenten und sein Bruder haben jedoch bis
vor kurzem in Algerien gelebt, sodass diese ihm noch
Hilfen vermitteln können. Zudem kann er Unterstüt-
zung von seiner Familie erhalten.

Sonstige Rechtsgrundlagen, nach denen dem Petenten
ein Aufenthaltstitel erteilt werden könnte, sind nicht
ersichtlich.

Die Sperrwirkung der Abschiebung wird zeitnah zu
der beabsichtigten Abschiebung durch die Ausländer-
behörde auf zwei Jahre befristet und beginnt mit der
Ausreise.

Schließlich hat der Petent auch keinen Anspruch auf
Erteilung einer Duldung nach § 60 a Abs. 2 AufenthG.

Die Abschiebung ist weder aus tatsächlichen noch aus
rechtlichen Gründen unmöglich.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Nelius

11. 12. 2013 Die Vorsitzende:

Böhlen
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